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Editorial

Tatsächlich Gleichstellen
Wie steht es um die künftige Frauen- und Gleichstellungspolitik in 
Deutschland? Die Ergebnisse der Sondierungsgespräche von SPD und 
CDU/CSU liefern ein paar gute Ansätze und lassen zumindest hoffen. 
Aber dabei darf es nicht bleiben. Die Koalitionsparteien müssen auf 
den Vereinbarungen aufbauen, konkrete Ziele formulieren und die-
se, sollten sie sich auf eine erneute Große Koalition verständigen, 
auch umsetzen. Egal wie es kommt, wir werden nicht müde, für 
Chancengerechtigkeit zu streiten.

In den Sondierungsergebnissen von SPD und CDU/CSU heißt es: 
„Dem öffentlichen Dienst kommt für die Gleichstellung von Frauen 
und Männern eine Vorbildfunktion zu. Wir wollen daher die gleich-
berechtigte Teilhabe von Frauen und Männern in Leitungsfunktionen 
des öffentlichen Dienstes bis 2025 erreicht haben.“ Das ist ein wich-
tiges gleichstellungspolitisches Signal und ein hart erkämpfter Erfolg 
der dbb bundesfrauenvertretung. Das ist aber nur ein Baustein von 
vielen, die bewegt werden müssen, um Frauen und Männer in der 
Arbeitswelt und im gesellschaftlichen Leben tatsächlich gleichzustel-
len. Dafür bedarf es mehr: Frauen- und Gleichstellungspolitik sind 
Querschnittsbereiche, die alle Politikfelder betreffen. Das ist eine 
unserer Kernforderungen, mit der wir uns an die verhandelnden Ko-
alitionsparteien gewendet haben (Seite 3). Gerade mit Blick auf den 
digitalen Wandel unserer Gesellschaft müssen neue Fragestellungen 
vor allem auch in der Arbeits-, Finanz- und Wirtschaftspolitik eröffnet 
werden. Wie kann der Wandel so gestaltet werden, dass möglichst 
alle Menschen in Deutschland profitieren – Männer wie Frauen, Junge 
wie Ältere, Beschäftigte in der freien Wirtschaft und im öffentlichen 
Dienst, Kinder, Alleinerziehende, MigrantInnen und Familien?

Wer die Stellung von Mädchen, Frauen und Müttern in unserer Gesell-
schaft ernsthaft und langfristig verbessern will, muss ihnen mehr Ent-
scheidungsmacht, aber auch den Zugang zu finanziellen Ressourcen 
zugestehen. Dazu müssen die Ursachen für Entgeltunterschiede be-
seitigt und die Hindernisse beim beruflichen Fortkommen von Frauen 
aus dem Weg geräumt werden. Auch die Politik kann und muss hier 
Vorbild sein. Mit einer möglichst paritätischen Zusammensetzung der 
Bundestagsausschüsse sowie des Bundeskabinetts können die Koali-
tionsparteien ein gewichtiges Zeichen setzen.

Helene Wildfeuer 
Vorsitzende der dbb bundesfrauenvertretung
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„Die Ergebnisse der Sondierungsge-
spräche sind eine gute Basis für eine 
wirkungsvolle und zielgerichtete 
Gleichstellungspolitik. Daran müssen 
die Koalitionspartner in den Verhand-
lungen gemeinsam anknüpfen und 
konkrete Ziele formulieren. Frauen- 
und Gleichstellungspolitik sind Quer-
schnittsbereiche, die alle Politikfelder 
betreffen. Das muss im Koalitionsver-
trag eindeutig nachzulesen sein“, be-
tonte Helene Wildfeuer, Vorsitzende 
der dbb bundesfrauenvertretung, am 
25. Januar 2018.

Auf Sondierungsergebnissen 
aufbauen

Positiv hob Wildfeuer vor allem die 
in den Sondierungsergebnissen fest-
gehaltenen Pläne zur Weiterentwick-
lung des Gesetzes für mehr Teilhabe 
von Frauen in Führungspositionen 
hervor. Insbesondere die Absicht, Ar-
beitgeber, die sich keine Zielvorgaben 
setzen, zu sanktionieren und eine 
klare Zielvorstellung für den öffent-
lichen Dienst festzulegen, begrüßte 
Wildfeuer. „Das Ziel, bis 2025 die 
Leitungspositionen des öffentlichen 

Öffentliche Absichtserklärungen und 
gesetzliche Quotenvorgaben wie 
im Gesetz für die gleichberechtigte 
Teilhabe von Männern und Frauen 
festgeschrieben, seien zwar ein guter 
Anfang, reichten nach Auffassung 
Wildfeuers aber nicht aus, um den 
Frauenanteil unter den Führungskräf-
ten in gefordertem Maße zu erhöhen. 
„Gerade die Beurteilungs- und Beför-
derungsverfahren im öffentlichen 
Dienst sind anfällig für geschlech-
terbedingte Diskriminierungen. 
Noch immer geben überkommene 
Rollenklischees oft den Ausschlag 
dafür, wer befördert wird und wer 
nicht. Eine aktuelle Studie des DBB 
NRW und der Fachhochschule für 
öffentliche Verwaltung des Landes 
NRW zeigt, dass vor allem Teilzeit-
beschäftigte – und damit vor allem 
Frauen, signifikant schlechter in ihrer 
Leistungsbeurteilung abschneiden 
und infolge seltener in Führungsposi-
tionen aufsteigen“, so Wildfeuer. Die 
Ursachen liegen der Studie zufolge 
vor allem in den Beurteilungsverfah-
ren selbst begründet. Mit männlichen 
Attributen verknüpfte Leistungs-
merkmale wie Durchsetzungsvermö-
gen oder Einsatzbereitschaft wiesen 
einen größeren Stellenwert auf als 
solche, die klassisch mit weiblichen 
Fach- und Führungskompetenzen wie 
etwa Sozialverhalten oder Kommuni-
kationsstärke verknüpft würden. 

Um die stereotypen Beurteilungs-
muster erkennen zu können, fordert 
Wildfeuer die öffentlichen Arbeit-
geber und Dienstherren auf, die Be-
urteilungsverfahren vor allem auch 

Dienstes mit Frauen und Männern 
zu gleichen Teilen zu besetzen, zeigt: 
Die Verhandlungsparteien haben die 
Tatsachen nun endlich akzeptiert. 
Ohne Quoten geht es nicht, nicht 
in der Wirtschaft und auch nicht im 
öffentlichen Dienst!“, so Wildfeuer. 
Da sei es nur folgerichtig, das Ziel im 
Geltungsbereich des Bundesgleich-
stellungsgesetzes festzuschreiben. 
„Darüber hinaus müssen aber auch 
Beurteilungs- und Beförderungspra-
xis im öffentlichen Dienst diskrimi-
nierungsfrei ausgestaltet werden.“

Dazu müssten neue Führungskonzep-
te wie etwa „Führen aus der Ferne“ 
und „Führen in Teilzeit“ stärker in 
die Verwaltungspraxis integriert und 
stetig weiterentwickelt werden. „Das 
erfordert einen hohen Digitalisie-
rungsgrad und viel Vertrauen in die 
Beschäftigten. Da sind wir ganz bei 
den Wünschen der Arbeitgebenden. 
Aber nicht um jeden Preis! Die Poli-
tik muss für die Weiterentwicklung 
und Einhaltung der Arbeitszeit- und 
Arbeitsschutzregelungen sorgen, 
um mobiles und flexibles Arbeiten 

transparenter zu gestalten. „Vieler-
orts fehlen Beurteilungsstatistiken, 
die nach Teilzeit/Vollzeit und Män-
nern/Frauen aufgeschlüsselt sind. 
Außerdem müssen die Leistungskrite-
rien, die der dienstlichen Beurteilung 
zugrunde liegen, auf ihr Diskriminie-
rungspotenzial hin überprüft und 
angepasst werden. Die dienstliche 
Beurteilung ist ausschlaggebend 
dafür, wer für ein Beförderungsamt 
in Frage kommt und wer nicht. Die 

zu ermöglichen. Der zunehmenden 
Entgrenzung der Arbeit müssen klare 
Grenzen gesetzt werden. Die Ge-
sundheit und Leistungsfähigkeit der 
Beschäftigten ist das Kapital jedes 
Unternehmens und jeder Behörde. 
Das müssen wir schützen“, machte 
Wildfeuer deutlich.

Bereits während der laufenden Son-
dierungsgespräche hatte Wildfeuer 
vor weiteren Rückschritten bei der 
Gleichstellung in Deutschland ge-
warnt und von den verhandelnden 
Parteien konkrete Maßnahmen ge-
fordert. Dazu gehöre insbesondere 
auch ein paritätisch mit Männern und 
Frauen besetztes Kabinett. „Wir erin-
nern Bundeskanzlerin Merkel hier an 
ihr Wahlkampfversprechen. Gleich-
stellung muss an der politischen 
Spitze sichtbar vorgelebt werden“, so 
Wildfeuer.� K

Leistung von Teilzeitkräften muss 
nach den gleichen Gesichtspunkten 
bewertet werden wie die von Vollzeit-
kräften“, so Wildfeuer. 

Der Gleichstellungsindex der Bun-
desregierung sollte zudem für alle 
Verwaltungen Vorbildfunktion 
haben. „Wir vermissen ähnlich strin-
gente Statistiken auf der Landes- und 
Kommunalebene, dort besonders für 
die Unternehmen der öffentlichen 
Hand“, unterstrich Wildfeuer. 

tigen Amt mit 25 Prozent (2016: 
25,5 %). Damit waren zum 30. Juni 
2017 in 21 von 23 (2016: 20 von 23) 
obersten Bundesbehörden (ohne 
Bundesbank) weniger Frauen als 
Männer in Leitungsfunktionen.

 �Dabei gilt weiterhin: Je höher die 
Hierarchiestufe, desto niedriger 
der Frauenanteil. 37 Prozent aller 
Referate (2016: 36 %) in obersten 
Bundesbehörden (ohne Bundes-
bank) werden von Frauen geleitet. 
Spitzenreiter sind das BMFSFJ mit 
58 Prozent (2016: 57 %) und das 
Bundesministerium für Bildung 
und Forschung mit 51 Prozent 
(2016: 48,5 %). Schlusslicht bildet 
der BRH mit 23 Prozent (2016: 
21,4%). Der Frauenanteil bei den 
Unterabteilungsleitungen beträgt 
insgesamt 27 Prozent (2016: 26 
%). Eine Ausnahme bildet hier das 
Bundespräsidialamt, dort sind 

alle Unterabteilungsleitungen mit 
Frauen besetzt (2016: 50 %). Den 
geringsten Frauenanteil an Un-
terabteilungsleitungen weist das 
Presse- und Informationsamt des 
Bundes mit 12,5 Prozent (2016: 20 
%) auf. Der Frauenanteil bei den 
Abteilungsleitungen einschließlich 
Direktorinnen und Direktoren liegt 
insgesamt bei 29 Prozent (2016: 
27,5 %) und beträgt im BMFSFJ 
und im Bundesministerium für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung jeweils 60 Prozent 
(2016: BMFSFJ: 60 %, BMZ: 50 %), 
gefolgt von 57 Prozent (2016: 57,1 
%) im Bundesministerium der Jus-
tiz und für Verbraucherschutz. Die 
geringsten Frauenanteile innerhalb 
dieser Hierarchieebene haben das 
Bundesministerium des Innern mit 
9 Prozent (2016: 9,1 %) und das 
Bundeskanzleramt mit 13 Prozent 
(2016: 12,5 %). Auf Ebene der Staats-

sekretäre und Staatsekretärinnen 
beträgt der Frauenanteil in allen 
obersten Bundesbehörden lediglich 
21 Prozent (2016: 20%). Von den ins-
gesamt 21 obersten Bundesbehör-
den verfügen 7 über keine Frau auf 
Staatssekretärsebene (unverändert 
im Vergleich zu 2016).

 �Lediglich 10 Prozent aller Be-
schäftigten in den obersten Bun-
desbehörden mit Leitungs- und 
Führungsaufgaben im höheren 
Dienst arbeiten in Teilzeit, davon 
sind 75 Prozent Frauen (2016: 78%). 
Im höheren Dienst sind 80 Prozent 
(2016: 81 %) aller Teilzeitbeschäftig-
ten Frauen. Dies trägt laut Gleich-
stellungsindex zu dem geringen 
Anteil von Frauen in Leitungsfunk-
tionen bei. 

Der vollständige Gleichstellungsindex 
2017 der Bundesregierung ist unter 
www.destatis.de  abrufbar.� K

Koalitionsverhandlungen

Gleichstellung im öffentlichen Dienst verbessern –    
Ohne Quoten geht es nicht!

Die wichtigsten Ergebnisse des Gleichstellungsindex 2017:

Hinsichtlich der laufenden Koalitionsverhandlungen zwischen SPD und  
CDU/CSU hat die dbb bundefrauenvertretung deutliche frauen- und gleich-
stellungspolitische Schwerpunkte für das rot-schwarze Regierungsprogramm 
gefordert. Zudem hielt sie die Bundesregierung dazu an, die Defizite bei der 
Chancengleichheit im öffentlichen Dienst auszugleichen.

Gleichstellungsindex 2017

Frauenanteil in Führungspositionen  
der obersten Bundesbehörden steigt zu langsam 
Mit Blick auf die Ergebnisse des Gleichstellungsindex 
der Bundesregierung hat die dbb bundesfrauenvertre-
tung weitere Maßnahmen zur Frauenförderung in den 
obersten Bundesbehörden gefordert. „Seit der Einfüh-
rung des Gleichstellungsindex im Jahr 2015 ist der Anteil 
an Frauen in Führung um 2,7 Prozent von 32,6 auf 35,3 

Prozent gestiegen. Das ist eine positive, aber sehr lang-
same Entwicklung. Hier fordern wir von der Bundesver-
waltung mehr Engagement und gezielte Maßnahmen 
bei der Personalentwicklung“, sagte Helene Wildfeuer, 
Vorsitzende der dbb bundesfrauenvertretung, am 30. 
Januar 2018.

 �Insgesamt sind in den obersten 
Bundesbehörden mit 53,7 Prozent 
etwas mehr Frauen als Männer 
beschäftigt. Den höchsten Frau-
enanteil an den Beschäftigten ver-
zeichnet das Bundesministerium 
für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend (BMFSFJ) mit 72 Prozent 
(2016: 71 %), gefolgt vom Bundes-
verfassungsgericht (BVerfG) mit  

68 Prozent (2016: 70 %) und vom 
Bundesministerium für Gesundheit 
mit 65 Prozent (2016: 64 %). Im 
höheren Dienst in allen obersten 
Bundesbehörden (ohne Bundes-
bank) liegt der Frauenanteil bei  
46 Prozent (2016: 45 %).

 �Nur knapp ein Drittel (35,3 %; 2016: 
34 %) aller Beschäftigten im höhe-

ren Dienst mit Vorgesetzten- und 
Leitungsaufgaben in den obersten 
Bundesbehörden sind Frauen. Spit-
zenreiter ist das BVerfG mit einem 
Frauenanteil in Leitungspositionen 
in Höhe von 60 Prozent (2016: 
50 %), den geringsten Frauenanteil 
in diesem Bereich hat der Bundes-
rechnungshof (BRH) mit 23 Prozent 
(2016: 22 %), gefolgt vom Auswär-
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Frauenanteil an allen Leitungsfunktionen in den obersten Bundesbehörden  
am 30. Juni 2017 in Prozent.

https://www.destatis.de/DE/Publikationen/Thematisch/FinanzenSteuern/OeffentlicherDienst/Gleichstellung/Gleichstellungsindex5799901177004.pdf%3Bjsessionid%3D718FBC8706817A527F2EA3F581A6D38B.InternetLive1%3F__blob%3DpublicationFile
https://www.destatis.de/DE/Publikationen/Thematisch/FinanzenSteuern/OeffentlicherDienst/Gleichstellung/Gleichstellungsindex5799901177004.pdf%3Bjsessionid%3D718FBC8706817A527F2EA3F581A6D38B.InternetLive1%3F__blob%3DpublicationFile
https://www.destatis.de/DE/Publikationen/Thematisch/FinanzenSteuern/OeffentlicherDienst/Gleichstellung/Gleichstellungsindex5799901177004.pdf;jsessionid=718FBC8706817A527F2EA3F581A6D38B.InternetLive1?__blob=publicationFile
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Über verschiedene Möglichkeiten, 
die Beurteilungs- und Beförde-
rungspraxis im öffentlichen Dienst 
des Landes Baden-Württemberg 
diskriminierungsfrei zu gestalten, 
hat sich Heidi Deuschle, Vor-
sitzende der BBW-Landesfrau- 
envertretung, mit der CDU Land- 
tagsabgeordneten und frauenpo-
litischen Sprecherinnen der CDU- 
Landtagsfraktion Christine Neu-
mann-Martin am Rande der Haus-
haltsberatung am 14. Dezember 
2017 ausgetauscht. Anlass war eine 
von Neumann-Martin initiierte 
Kleine Anfrage zur Leistungsbeur-
teilung im öffentlichen Dienst, um 
mögliche Zusammenhänge von 
Teilzeittätigkeit und schlechterem 
Fortkommen von Frauen sichtbar 
zu machen. Deuschle hatte die 
Antworten des Landesministeri-
ums für Inneres, Digitalisierung 
und Migration als zu oberflächlich 

bereit. Eine Stellungnahme der dbb 
Landesfrauenvertretung Baden-
Württemberg mit den einzelnen 
Kritikpunkten soll dem Innenminis-
terium zeitnah vorgelegt werden.�K

angemahnt. Auch die beigefügten 
tabellarischen Übersichten seien 
wenig aussagekräftig. Sensibilisiert 
für die komplexe Problemlage zeigte 
sich Neumann-Martin kooperations-

Aus Baden-Württemberg:

Diskriminierung bei dienstlicher Beurteilung aufklären



14. Frauenpolitische Fachtagung

Der öffentliche Dienst befindet sich 
im Umbruch: Die Digitalisierung 
ermöglicht, zunehmend flexibel 
und ortsungebunden zu arbeiten. 
Starre Organisationsstrukturen, 
festgeschriebene Arbeitszeiten, 
starre Arbeitsmethoden und ein 
Leistungsbegriff, der Arbeitsleis-
tung und Büropräsenz gleichsetzt, 
sind nicht länger zeitgemäß. Fa-
milienorganisation und berufliche 
Karriere stehen nicht länger im 
Widerspruch. Frauen eröffnen sich 
damit ganz neue Berufschancen. 

„Wenn wir weiterhin die gut aus-
gebildeten jungen Frauen für den 
öffentlichen Dienst gewinnen 
wollen, müssen wir Führung neu 
denken. Unter den Vorzeichen ei-
ner sich wandelnden Arbeitswelt 
müssen wir den Blick auf den As-
pekt der Vereinbarkeit von Beruf 
und Karriere richten. Ziel unserer 
Fachtagung 2018 ist, die Idee einer 
diskriminierungsfreien, zukunfts-
fähigen Verwaltungskultur in die 

Praxis zu überführen und den Begriff 
‚Leistungsträgerin‘ neu zu besetzen“, 
betont Helene Wildfeuer, Vorsitzen-
de der dbb bundesfrauenvertretung 
als Initiatorin der Fachtagung.

Neben der Einführung und Weiter-
entwicklung neuer Führungskon-
zepte – wie etwa Top-Sharing und 
Führen aus der Ferne –  sollen die 
Lebensrealitäten weiblicher Beschäf-
tigter konkret in den Blick genom-
men werden. Die Fachtagung sucht 
Antworten auf folgende Fragen: Wie 
muss die Arbeitskultur von morgen 
in der öffentlichen Verwaltung und 
Betrieben der öffentlichen Hand aus-
sehen, damit sich Frauen mit Familie 
– alleinerziehend oder in partner-
schaftlichen Familienkonstellationen 
– beruflich optimal entwickeln kön-
nen? Was kann der öffentliche Dienst 

von der Generation Y, den „Digital 
Natives“ lernen? Und was müssen 
öffentliche Arbeitgeber tun, um 
diesen hoch qualifizierten, hoch 
motivierten Frauen eine attrakti-
ve berufliche Zukunft zu bieten? 
„Auf der 14. Frauenpolitischen 
Fachtagung wollen wir aber auch 
der Frage nachgehen, welche Rolle 
partnerschaftliche Arbeitsteilung 
spielt und wie sich der Werte-
wandel auswirkt. Fest steht: Aus 
weiblicher Sicht hat die Ehe als Ver-
sorgungseinrichtung ausgedient. 
Laut ,Brigitte-Studie‘ nennen 94 
Prozent der Frauen ihre finanzielle 
Unabhängigkeit als wichtigstes Ziel, 
um im Leben zufrieden zu sein. Da-
ran muss sich auch der öffentliche 
Dienst messen lassen“, stellte Wild-
feuer heraus. � K

Frauen 4.0: Ab durch 
die gläserne Decke!
Neue Perspektiven für den 
öffentlichen Dienst.
14. Juni 2018 von 10 bis 16 Uhr  
im dbb forum berlin 
Anmeldung: frauen@dbb.de

Dabei müsste insbesondere mit den 
Risiken, die mobiles Arbeiten mit 
sich bringt, verantwortungsvoller 
umgegangen werden. Wildfeuer 
forderte die öffentlichen Arbeitge-
ber und Dienstherren eindringlich 
auf, an bestehenden gesetzlichen 
Regelungen zu Arbeits- und Ruhezei-
ten festzuhalten und diese im Sinne 
einer wertvollen Errungenschaft 
unserer modernen Gesellschaft 
weiterzuentwickeln. „Es gib keine 
wissenschaftlichen Erkenntnisse, die 
bestätigen, dass sich die Leistungs-
fähigkeit der Beschäftigten durch 

fortschrittlichere Arbeitsmethoden 
und digitale Hilfsmittel immer weiter 
steigern lässt. Im Gegenteil: Steigt 
der Druck, in kürzerer Zeit mehr leis-
ten zu müssen, steigt auch das Risiko 
stressbedingter Arbeitsausfälle. Die-
se behindern Betriebsabläufe und 
belasten das Gesundheitssystem.“

Öffentlicher Dienst muss mit 
gutem Beispiel vorangehen

Umso dringender sei es, den digitalen 
Wandel der Arbeitswelt einvernehm-
lich zu gestalten. „Der öffentliche 

Dienst muss hier mit gutem Beispiel 
vorangehen und flexible Arbeits-
zeitmodelle mit Bedacht einführen. 
Beschäftigte, die mobil oder in Home-
Office arbeiten – insbesondere jene, 
die dies zur besseren Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf tun –, müssen 
darauf vertrauen können, dass sie 
nachhaltig vor Überlastung geschützt 
sind und dass die Leistungskriterien 
diskriminierungsfrei neugestaltet 
werden. Auch die dbb Gewerkschaf-
ten können und müssen in diesem 
Prozess eine gestaltende Rolle spie-
len“, so Wildfeuer.� K
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Digitaler Wandel im öffentlichen Dienst

Gesetzliche Arbeitszeitregelungen schützen  
und weiterentwickeln
„Arbeitszeitflexibilisierung, ja bitte! Aber mit Be-
dacht“, das hat die Vorsitzende der dbb bundes-
frauenvertretung, Helene Wildfeuer, am Rande 
der dbb Jahrestagung in Köln am 8. Januar 2018 
angemahnt. „Internet, Smartphone und Laptop 
erleichtern zwar die Vereinbarkeit von Beruflichem 

und Privatem. Das ist ein deutlicher Zugewinn nicht 
nur für Dienstherren und öffentliche Arbeitgeber, 
sondern vor allem auch für die weiblichen Beschäf-
tigten im öffentlichen Dienst. Jetzt kommt es aber 
darauf an, die richtige Balance zu finden“, betonte 
Wildfeuer.

Für einen gendersensiblen Blick bei der Digitalisierung der öffentlichen Verwaltung warb Helene Wildfeuer gemeinsam mit Ulrich Silberbach 
bei Hans-Georg Enkel, Staatssekretär im Bundesministerium des Innern. Er vertrat Bundesinnenminister Thomas de Maizière auf der dbb 
Jahrestagung.
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tipps tipps / justitia

Stellenanzeige nur für 
Frauen diskriminiert nicht 
automatisch Männer 
Wenn mit einer Stellenanzeige nur 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
eines bestimmten Geschlechts ge-
sucht werden, muss darin nicht im-
mer eine Diskriminierung des nicht 
berücksichtigten Geschlechts liegen. 
Zwar müssen in der Regel Stellenan-
zeigen geschlechtsneutral gefasst 
sein; in Ausnahmefällen kann es aber 
erlaubt sein, gezielt nach Frauen zu 
suchen, wenn bisher im beworbenen 
Bereich nur Männer arbeiten.

Der Fall

Im entschiedenen Fall hatte ein Au-
tohausbetreiber mit einer Stellenan-
zeige unter dem Text „Frauen an die 
Macht“ explizit nach einer Verkäufe-
rin gesucht, nachdem der gesamte 
Verkaufs- und Servicebereich bis 
dahin ausschließlich mit Männern 
besetzt war. 

Die Klage gegen den Autohausbe-
treiber eines männlichen Bewerbers, 
der sich dadurch aufgrund seines 
Geschlechts diskriminiert sah, hatte 
keinen Erfolg. Die Richter des Landes-
arbeitsgerichts (LAG) Köln sahen in 
der Stellenanzeige keine Verletzung 
des Allgemeinen Gleichbehandlungs-
gesetzes (AGG) und lehnten Entschä-
digungsforderung (Grundlage § 15 
Abs. 2 AGG) ab. Sie argumentierten, 
der Kläger werde zwar vordergründig 
wegen seines Geschlechts als Mann 
benachteiligt, diese Benachteiligung 
sei aber aufgrund der Umstände des 
Einzelfalles gerechtfertigt. Da das 
AGG für eine Gleichberechtigung 
der Geschlechter sorgen solle, sei 
die konkrete Anzeige gerade im Sin-
ne des gesetzlichen Zieles, Frauen 
gleichberechtigt am Arbeitsleben zu 
beteiligen, weil Frauen dadurch die 

Möglichkeit eröffnet werde, in einen 
bisher ausschließlichen Männerbe-
reich vorzustoßen und im Ergebnis 
die Geschlechterparität gefördert 
werde. 

Das Fazit
„Die dbb bundesfrauenvertretung 
begrüßt dieses Urteil, das nur auf 
den ersten Blick erstaunt. Das Ziel 
des AGG, Männer und Frauen am 
Arbeitsleben gleichmäßig und 
gleichberechtigt zu beteiligen, muss 
tatsächlich umgesetzt werden. Dazu 
müssen auch Maßnahmen möglich 
sein, die einer bisher bestehenden 
Ungleichbehandlung entgegenwir-
ken. Grundlage dafür ist auch das 
Gebot des Artikel 3 Abs. 2 Grund-
gesetz: ,Männer und Frauen sind 
gleichberechtigt. Der Staat fördert 
die tatsächliche Durchsetzung der 
Gleichberechtigung von Frauen und 
Männern und wirkt auf die Beseiti-
gung bestehender Nachteile hin.‘ Das 
Urteil des LAG Köln ist letztlich ein 
Teil solchen staatlichen Handelns“, 
kommentierte Helene Wildfeuer, 
Vorsitzende der dbb bundesfrauen-
vertretung das Urteil. 

LAG Köln, Urteil vom 18. Mai 2017, 
Aktenzeichen: 7 Sa 913/16� K

„Bitte schreiben Sie einem Kind der 
(über)nächsten Generation einen 
Brief, zum Beispiel Ihrem (Enkel-)Kind, 
Neffen/Nichte, in dem Sie von sich 
erzählen und davon, was Sie sich für 

seine/ihre Zukunft wünschen – gerne 
getippt, aber noch lieber handschrift-
lich. Was soll sich verändert haben, 
wenn die (über)nächste Generation 
in Ihre Situation kommt? Benennen 
Sie politische Rahmenbedingungen, 
aber noch wichtiger: Erzählen Sie 
ein ganz konkretes Beispiel, einen 
Moment aus Ihrem eigenen Leben!“, 
heißt es auf der Homepage des Equal 
Care Day. Die Aktion soll auf die un-
gleich verteilte Fürsorgearbeit und 
deren Folgen für die Gesellschaft 
aufmerksam machen –  mit dem Ziel, 
die Wertschätzung für Care-Arbeit zu 
erhöhen. 

Die Briefe werden am 1. März 2018 
unter www.equalcareday.de veröf-
fentlicht und an Politikerinnen und 
Politiker weitergereicht.

Schicken Sie Ihren Brief im Februar 
2018 per Post an:

EqualCareDay,   
c/o Wort & Klang  
Küche Journalistenbüro  
Gensemer Str. 24 
53225 Bonn

oder ein Foto Ihres Briefes per Email 
an: equalcareday@online.de. 

Sie möchten die Briefaktion darüber 
hinaus unterstützen? Dann teilen Sie 
den Aufruf in den sozialen Netzwer-
ken oder als Aushang zum Beispiel am 
Schwarzen Brett an Ihrem Arbeits-
platz, im Pflegeheim in Ihrer Nähe, in 
Kitas, Schulen, Krankenhäusern. Alle 
Informationen zur Aktion finden Sie 
unter www.equalcareday.de.� K

Equal Care Day – Warum  
der 29. Februar?

„Das Datum ,29. Februar‘ soll 
daran erinnern, dass Männer 
in Deutschland über vier Jahre 
brauchen, um die Care-Arbeit 
zu leisten, die Frauen innerhalb 
eines Jahres erbringen“, erklärt 
Almut Schnerring, Begründerin 
der Initiative.

Briefaktion zum  
Equal Care Day 2018: „Damit Ihr  
es mal besser habt!“
80 Prozent der Care-Arbeit – sprich Fürsorge- und Pflegetätigkeiten, Betreu-
ung und Erziehung, im privaten und im beruflichen Bereich – wird von Frauen 
geleistet. Eine gesellschaftliche Schieflage, die die Initiatorinnen und Initia-
toren des Equal Care Day ins Lot bringen möchten. Für den diesjährigen Equal 
Care Day haben sie zu einer Briefaktion aufgerufen.

Seminartipp für Frauen

Was bedeutet Netzwerken für die gewerkschaftliche Frauenarbeit im dbb? Welche Netzwerke brauche ich? Was 
versteht man unter Netzwerken 4.0 und wie finde ich die Kontakte, die mir wirklich von Nutzen sind? Das Seminar 
„Networking: Starke Frauenvertretung – Starker dbb“ der dbb bundesfrauenvertretung unterstützt im dbb organi-
sierte Frauen beim Aufbau ihres ganz persönlichen Netzwerks.

Gemeinsam mit unseren Expertinnen entwickeln Sie Ihr persönliches Netzwerk-Profil. Erfahren Sie in kompakten 
Unterrichtseinheiten, wie sie Ihre Kontaktfähigkeit stärken und zu einer erfolgreichen Netzwerk-Kommunikatorin 
werden. Lernen Sie mehr über das richtige Timing und wie sich aus interessanten Kontakten verlässliche Beziehun-
gen entwickeln. Ganz wichtig dabei ist die gute Organisation Ihres Netzwerks: In praktischen Übungen erlernen Sie 
Techniken, wie Sie Ihre Kontakte trotz begrenzter Zeitressourcen effizient und effektiv pflegen – sowohl online als 
auch offline.

Networking: Starke Frauenvertretung – Starker dbb
03.06. – 05.06.2018  
Königswinter, dbb forum siebengebirge 

Seminar-Nummer: 2018 B127 SK
Seminarleitung: Milanie Hengst

Hinweise zur Anmeldung: 

Unsere Seminare richten sich an im dbb beamtenbund und tarifunion organisierte Frauen. Die Teilnahme ist kosten-
los. Anmeldungen nimmt die dbb bundesfrauenvertretung per E-Mail an frauen@dbb.de entgegen. 

Bitte geben Sie neben der Seminar-Nummer, Ihrer Postadresse und Telefonnummer auch Ihre dbb Mitgliedsgewerk-
schaft an. Wir freuen uns auf Ihre Teilnahme!� K

Networking:  
Starke Frauenvertretung – Starker dbb 

© c.hoppenbrock l www.bildbauer.de
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Mit dieser Auszeichnung ehrt die Bun-
desarbeitsgemeinschaft kommunaler 
Frauenbüros und Gleichstellungsstel-
len (BAG) mit Unterstützung des Bun-
desministeriums für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend (BMFSFJ) kreative 
und erfolgreiche Frauen- und Gleich-
stellungspolitik. Das besondere En-
gagement von Kommunen wird so in 
den Fokus der Öffentlichkeit gerückt. 

Die Preisverleihung findet am 11. Juni  
2018 im Bundesministerium für Fa-
milie, Senioren, Frauen und Jugend in 
Berlin statt. Bewerbungen können bis 
16. März 2018 online eingereicht wer-
den. Alle Informationen zur Ausschrei-
bung des Gender Award „Kommune 
mit Zukunft“ gibt’s im Internet unter:  
www.frauenbeauftragte.org/2-gen-
der-award-kommune-mit-zukunft� K

Zweiter Gender Award „Kommune 
mit Zukunft“

Gleichstellung: Vorbildliche 
Kommunen gesucht!
Ab sofort können sich Kommunen 
aus ganz Deutschland für den Gender 
Award 2018 bewerben. Einzige Vo-
raussetzung: Sie müssen besonders 
innovative Projekte, Maßnahmen und 

  Wissenswert

AFRIKA! AFRIKA!

Afrikanischer Tanz und Akrobatik 
durch Epochen und Kulturen ver-
spricht André Hellers Erfolgsshow 
AFRIKA! AFRIKA: Die wilden und ges-
tenreichen Tänze aus dem westafrika-
nischen Senegal treffen dabei auf die 
schnellen Füße der südlich des Senegal 
gelegenen Elfenbeinküste. Der ägyp-
tische Volkstanz Tanoura symbolisiert 
mit seinen Gesten, Drehungen und 
Kleidern den rituellen Brückenschlag 

zwischen Himmel und Erde. Während 
sich im südafrikanischen Gumboot-
Dance (zu dt.: Gummistiefel-Tanz) 
die Energie des Widerstands gegen 
Ausbeutung und Kolonialismus wi-
derspiegelt. Aber es wird nicht nur 
getanzt: Das Publikum darf sich auf 
spektakuläre artistische Showeinla-
gen freuen wie etwa auf die Premiere 
sogenannter „Ikarischer Spiele“, bei 
denen ein Artist von einem Partner 
mit den Füßen durch die Luft gewir-
belt wird. Neben zahlreichen Neuent-
deckungen, neugestalteten Highlights 
aus zehn Jahren Afrika! Afrika! wird 
erstmals auch ein lebensgroßer afrika-
nischer Elefant mit auf Tournee gehen 
– erschaffen in den Werkstätten des 
Star-Puppen- und Figurengestalters 
Michael Curry, naturgetreu zum Leben 
erweckt von talentierten Artisten. 

Die phantasievoll gestaltete Bühnen-
show entführt Sie in die rhythmisie-
rende Farbenpracht afrikanischer  
Landschaften und betört Sie mit 
dem mitreißenden Temperament de- 
ren Bewohner. In Zusammenarbeit mit 
Semmel Concerts verlost die dbb bun- 
desfrauenvertretung 2 x 2 Tickets für 

das musikalische Kulturspektakel Sen- 
den Sie eine E-Mail mit dem Stichwort 
„Afrika! Afrika!“ an frauen@dbb.de. 
Bitte geben Sie auch Ihre vollstän-
digen Kontaktdaten, Ihre Mitglieds-
gewerkschaft sowie Spielort und 
Datum der gewünschten Vorstellung 
an. Einsendeschluss: 15. Februar 2018. 
Alle Infos zur Show und den Tourdaten 
unter www.afrikaafrika.de� K

100 Jahre dbb:

Gewerkschaftsgeschichte erlebbar gemacht
In Vorbereitung auf das 100-jährige Jubiläum des Beamtenbundes im 
Dezember 2018 hat der dbb seine Geschichte in einem Internetauftritt 
zusammengefasst. Die Seite 100.dbb.de lädt alle Interessierten ein, 100 
Jahre bewegte Gewerkschaftsgeschichte zu erleben.

Für den „Zusammenschluss der deutschen Beamten- und Lehrervereini-
gungen auf Gewerkschaftli- cher Grundlage“, als der der dbb 
am 4. Dezember 1918 in Berlin gegründet wurde, war 
das politische Handeln für die Beschäftigten des 
öffentlichen Dienstes immer schon eng an die 
Geschicke Deutschlands gebunden. Entlang eines 
interaktiven Zeitstrahls werden Nutzerinnen und 
Nutzer durch bewegte Zeiten geführt. Sie erfahren 
neben der Historie der Ge- werkschaftsbewegung auch 
einiges über Deutschland und seine Persönlichkeiten, wobei 
auch die dunklen Kapitel der Geschichte nicht ausgeblendet werden.

Der im „Responsive Design“ entwickelte Internetauftritt ist auf allen 
Endgeräten vom PC bis hin zum Smartphone abrufbar und birgt hin-
ter seiner intuitiven Animation weitaus mehr an Materialien, als der 
erste Eindruck erahnen lässt. Dokumente aus den Archiven des dbb 
sind dort ebenso zu finden wie seltene Fotoaufnahmen und einige Zeit-
dokumente in Form von direkt hinterlegten oder verlinkten Videos. 
Beginnen Sie Ihre historische Zeitreise auf 100.dbb.de � K

Unterhaltung  
gewinnen
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Die Bundesarbeitsgemeinschaft 
(BAG) kommunaler Frauenbüros 
und Gleichstellungsstellen vertritt 
knapp 1.900 kommunale Frauen  
und Gleichstellungsbeauftragte in 
ganz Deutschland. Sie nimmt 
Stellung zu Themen der Gleich- 
stellung zwischen Frauen und  
Männern, organisiert Fachtagun-
gen und Bundeskonferenzen, ini-
tiiert Kampagnen und Aktionen, 
kooperiert mit einer Vielzahl von 
Institutionen und Verbänden und 
unterstützt die Frauen- und Gleich-
stellungsbeauftragten vor Ort.

Aktivitäten in Sachen Gleichstellung 
für Frauen und Männer initiiert und 
dauerhaft umgesetzt haben. Dazu 
kommt in diesem Jahr der Schwer-
punkt „Gesundheit für Frauen und 
Männer“.

http://www.frauen.dbb.de
https://www.facebook.com/dbb-bundesfrauenvertretung-777901452303455/?ref=hl
https://www.facebook.com/dbb-bundesfrauenvertretung-777901452303455/?ref=hl
https://www.frauenbeauftragte.org/2-gender-award-kommune-mit-zukunft
https://www.frauenbeauftragte.org/2-gender-award-kommune-mit-zukunft
mailto:frauen%40dbb.de?subject=
http://www.afrikaafrika.de
https://100.dbb.de/

